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Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 
— 
Anfrage Antoinette de Weck QA 3125.13 
Sömmerungsbeiträge und Düngerzufuhr 

I. Anfrage 

Sömmerungsgebiete sind von ganz besonderem ökologischem Interesse, nicht nur aufgrund der für 
sie typischen Merkmale, sondern auch aufgrund der dort allgemein vorherrschenden extensiven 
Bewirtschaftung. In den Sömmerungsgebieten sind die Flora und die Fauna reichhaltiger als in den 
Landwirtschaftszonen und oft stellen sie den letzten Zufluchtsort dar für Arten, die früher auf dem 
ganzen Gebiet der Schweiz präsent waren. 

Das Direktzahlungssystem in der Landwirtschaft sieht Sömmerungsbeiträge vor mit dem Ziel, eine 
nachhaltige Bewirtschaftung dieser Flächen zu gewährleisten. Die Sömmerungsbeiträge sind öko-
logische Zahlungen. Sie werden gewährt, sofern die Betriebe vorschriftsgemäss und umweltscho-
nend geführt werden. 

In der Sömmerungsbeitragsverordnung des Bundes sind die Voraussetzungen für die Gewährung, 
namentlich die Düngungsgrundsätze geregelt. In Artikel 15 über die Düngung der Weideflächen 
heisst es namentlich, dass diese auf eine ausgewogene und artenreiche Zusammensetzung der 
Pflanzenbestände und auf eine massvolle und abgestufte Nutzung ausgerichtet sein muss. Die Dün-
gung muss grundsätzlich mit alpeigenem Dünger erfolgen. Der gleiche Artikel sieht jedoch auch die 
Möglichkeit vor, von der zuständigen kantonalen. Fachstelle eine Sondererlaubnis zu erhalten. Jede 
zusätzliche Düngerzufuhr (Zeitpunkt, Art, Menge, Herkunft) muss in einem Journal festgehalten 
werden. So viel ich weiss, wird im Kanton Freiburg eine solche Sondererlaubnis vom Landwirt-
schaftlichen Institut des Kantons Freiburg ausgestellt. 

Angesichts der Bedeutung der Sömmerungsgebiete für die Biodiversität erlaube ich mir, Ihnen die 
folgenden Fragen zu stellen: 

1. Wie sieht die Situation im Kanton Freiburg aus? Wie viele Alpen und welche Fläche sind be-
troffen? 

2. Aufgrund welcher Kriterien und für wie lange wird eine solche Sondererlaubnis ausgestellt? 

3. Werden das Büro für Natur- und Landschaftsschutz und das Amt für Umwelt (Gewässerschutz) 
in das Verfahren miteinbezogen? 

4. Ist eine Kontrolle der Betriebe, die über eine Sonderbewilligung verfügen, gewährleistet, na-
mentlich was die Entwicklung der Vegetation betrifft? 

5. Unterstehen die Betriebe, die über eine Sondererlaubnis verfügen, einem Bewirtschaftungsplan, 
wie in der Sömmerungsbeitragsverordnung vorgesehen? 
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6. Entgeht ins Sömmerungsgebiet importierter Hofdünger der Düngerbilanz des Heimbetriebs 
(eine der erforderlichen Bedingungen für den Erhalt der allgemeinen Direktzahlungen), zumal 
die Sömmerungsgebiete nicht in der Landwirtschaftlichen Nutzfläche inbegriffen sind? 

Die Düngerzufuhr verändert langfristig die Zusammensetzung des Bodens, lässt die Flora und klei-
ne Wildtiere verkümmern und kann schlimme Auswirkungen auf das Grundwasser haben. Die in 
der Sömmerungsbeitragsverordnung vorgesehenen Sonderbewilligungen müssen daher die Aus-
nahme bleiben und gut dokumentiert werden. Jedes andere Vorgehen würde gegen die Zielsetzun-
gen dieser ökologischen Zahlung verstossen. 

7. März 2013 

II. Antwort des Staatsrats 

1. Allgemeines 

Der grosse ökologische und insbesondere botanische Reichtum beruht auf einer nachhaltigen und 
umweltschonenden Landwirtschaft. Die Flora der Grünflächen im Gebirge hat ohne Beweidung, 
insbesondere durch Rinder, keinen Bestand. In diesem Sinne entsprechen die Sömmerungsbeiträge 
ökologischen Direktzahlungen, zumal sie die Offenhaltung dieser Flächen durch ausreichende Be-
stossung bezwecken. 

Das beste ökologische Hilfsmittel im Sömmerungsgebiet ist somit eine angemessene Bestossung. 
Eine zu geringe Bestossung führt zu Verbuschung, eine zu starke Bestossung hat umgekehrt ökolo-
gische Schäden wie Erosion oder starke Verunkrautung zur Folge. 

Die Bestossung einer Alp wird in Normalstössen (NST, entspricht der Beweidung durch eine 
Milchkuh während 100 Tagen) berechnet. Im Kanton Freiburg ist jeder Alp ein Normalbesatz zuge-
teilt, der auf dem Durchschnitt der Jahre 1996 bis 1998 basiert. In berechtigten Fällen nimmt das 
Amt für Landwirtschaft (LwA) eine Korrektur des Normalbesatzes vor. 

Die Sömmerung hat im Kanton Freiburg starken traditionellen Wert und insgesamt entspricht die 
Bewirtschaftung den Anforderungen. Die Landwirte sind es sich gewohnt, Dünger aus dem Heim-
betrieb auf den am besten geeigneten Flächen auszubringen. 

2. Beantwortung der Fragen 

1. Wie sieht die Situation im Kanton Freiburg aus? Wie viele Alpen und welche Fläche sind be-

troffen? 

Die Sömmerungsbeiträge werden aufgrund der Sömmerungsbeitragsverordnung des Bundes 
vom 14. November 2007 (SöBV) für die Sömmerung Raufutter verzehrender Nutztiere auf ei-
nem Sömmerungs- oder Hirtenbetrieb ausgerichtet (Art. 1 SöBV). Sie stellen eine Vergütung 
für die Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter dar, so dass der Schutz und die Pflege der Kul-
turlandschaft sich wirtschaftlich lohnt (Art. 77 des Bundesgesetzes vom 29. April 1998 über die 
Landwirtschaft, LwG), und sind teil der ökologischen Direktzahlungen. Auf kantonaler Ebene 
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sind besagte Beiträge in den Artikeln 30 und folgende des Landwirtschaftsgesetzes vom 
3. Oktober 2006 (LandwG) und Artikel 74 des Landwirtschaftsreglements vom 27. März 2007 
(LandwR) geregelt. 

Der Kanton Freiburg zählt 1350 Alpen und rund 600 Alpbewirtschafterinnen und 
-bewirtschafter. 2009 wurde die SöBV geändert und sie besagt nun, dass für die Zufuhr von 
alpfremden Düngern die Bewilligung der zuständigen kantonalen Fachstelle notwendig ist 
(Art. 15 Abs. 3). Rund die Hälfte der Alpbewirtschafter (ca. 300) haben bis heute ein Gesuch 
gestellt, um Dünger vom Heimbetrieb im Sömmerungsgebiet ausbringen zu können. Von die-
sen 300 Gesuchen sind 69 bereits geprüft worden und das Landwirtschaftliche Institut des Kan-
tons Freiburg (LIG) hat sie gemäss dem in der Antwort auf Frage 2 beschriebenen Verfahren 
besucht (bis im Sommer 2012). Ihnen wurde eine Düngebewilligung erteilt. Die übrigen Alpen 
werden baldmöglichst besucht. 

Bewilligungen können nur für Rindermist erteilt werden; das Ausbringen von Gülle oder Pou-
letmist ist somit verboten. 

Die Gesamtfläche der 69 besuchten Betriebe umfasst 1250 ha, wovon 680 ha oder 55 % düng-
bar sind. Die Gesamtmenge an importierbarem Dünger beträgt für besagte Betriebe 9734 kg 
P2O5 pro Jahr (was in Mist umgerechnet 4056 m3 [2,4 kg P2O5/m

3] entspricht, oder z. B. 
~ 400 Mistzetter à 10 m3). Sobald alle Sömmerungsbetriebe besucht worden sind, wird das LIG 
die statistischen Daten veröffentlichen, die sich daraus ergeben. 

2. Aufgrund welcher Kriterien und für wie lange wird eine solche Sondererlaubnis ausgestellt? 

Es sei erwähnt, dass es sich hier um eine Bewilligung handelt (Art. 15 SöBV). Diese werden 
aufgrund strenger Kontrollen der Zusammensetzung der Pflanzenbestände erteilt, die zu Fuss 
auf dem ganzen Gebiet des Sömmerungsbetriebs durchgeführt werden. Die Bewilligung ist 
10 Jahre gültig und wird nicht für die gesamte Sömmerungsweide erteilt, sondern nur für ge-
wisse Flächen, die auf einer Karte festgelegt sind, die dem Bewirtschafter ausgehändigt wird. 
Diese Flächen werden aufgrund der Vegetation und dem Düngerbedarf festgelegt. Fettwiesen 
und magere Weiden werden als nicht düngbare Flächen betrachtet. Erstere sind bereits ausrei-
chend mit Nährstoffen versorgt. Letztere beherbergen ihrerseits eine empfindliche Vegetation, 
die Düngerzufuhr schlecht verträgt. Es handelt sich namentlich um artenreiche Zonen, wie 
Nassweiden oder Borstgrasweiden auf trockeneren Standorten. 

Hingegen dürfen Flächen mit fetten Beständen mit Versauerungszeigern wie Farn (Kategorie 2 
nach Art. 15 SöBV) gedüngt werden. Diese Flächen haben ein geringes Potenzial, artenreicher 
zu werden. 

3. Werden das Büro für Natur- und Landschaftsschutz und das Amt für Umwelt (Gewässerschutz) 

in das Verfahren miteinbezogen? 

Das LIG hat die Aufgabe, die Überprüfungen, Besuche und Einschätzungen in Zusammenhang 
mit den Düngebewilligungen im Sinne von Artikel 15 SöBV vorzunehmen. Der definitive Ent-
scheid kommt dem LwA zu. 

Das Büro für Natur- und Landschaftsschutz (BNLS) und das Amt für Umwelt (AfU), die beide 
der Raumplanungs-, Umwelt- und Baudirektion (RUBD) unterstellt sind, werden nicht direkt in 
das Verfahren einbezogen. In kritischen Fällen findet ein gelegentlicher Austausch mit dem 
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BNLS statt. Das BNLS und das AfU haben jedoch stets Zugang zum Element «Düngebewilli-
gung», das vom LIG auf der Geoinformations-Software ArcGIS nachgeführt wird. 

Selbstverständlich erfolgt das Verfahren unter Einhaltung des Gesetzes über den Natur- und 
Landschaftsschutz. So ist jegliche Ausfuhr von Dünger in Grundwasserschutzzonen oder in Bi-
otopen, die im Bundesinventar eingetragen sind oder für die kantonale Schutzmassnahmen gel-
ten, verboten. 

Ganz allgemein verlangt der «Bericht Landwirtschaft und Umwelt», der am 5. Juni 2009 von 
der Direktion der Institutionen und der Land- und Forstwirtschaft (ILFD) und der RUBD veröf-
fentlicht wurde, dass bei der Beurteilung von Alpen die Biodiversität stärker berücksichtigt und 
eine Interessenabwägung zwischen alpwirtschaftlichen und ökologischen Belangen vorge-
nommen werde (siehe «Bericht Landwirtschaft und Umwelt 1996–2006», S. 138, Thema 9, 
Massnahme Bi5). Die betreffenden Dienststellen haben den Auftrag, dem Freiburgischen Alp-
wirtschaftlichen Verein, der die Alpen des Kantons regelmässig inspiziert, die Bedeutung der 
Biodiversität in Erinnerung zu rufen. 

4. Ist eine Kontrolle der Betriebe, die über eine Sonderbewilligung verfügen, gewährleistet, na-

mentlich was die Entwicklung der Vegetation betrifft? 

Im Rahmen der Gewährung der Sömmerungsbeiträge kontrolliert das LwA die Sömmerungsbe-
triebe. Jede Alp muss in einem Rhythmus von 12 Jahren besucht werden (Kontrollkoordina-
tionsverordnung) und bei dieser Gelegenheit werden die Düngebewilligungen überprüft. Die 
Vegetationskontrolle erfolgt augrund von Zeigerpflanzen. Was die Düngung betrifft, so muss 
jeder Import in einem vom Bewirtschafter geführten Journal festgehalten werden. 

5. Unterstehen die Betriebe, die über eine Sondererlaubnis verfügen, einem Bewirtschaftungs-

plan, wie in der Sömmerungsbeitragsverordnung vorgesehen? 

Die Gewährung von Sömmerungsbeiträgen ist an die Bedingung geknüpft, dass die Sömme-
rungsbetriebe und die Weiden, für die Sömmerungsbeiträge entrichtet werden, sachgerecht und 
umweltschonend bewirtschaftet werden. Enthält ein allfälliger Bewirtschaftungsplan weiterge-
hende Anforderungen und Vorgaben, so sind diese massgebend (Art. 12 SöBV). Werden öko-
logische Schäden festgestellt, so erlässt das LIG Auflagen für die Weideführung, die Düngung 
und die Zufuhr von Futter und verlangt entsprechende Aufzeichnungen. Ein Bewirtschaftungs-
plan kann nur verlangt werden, wenn es die vom Kanton gestellten Anforderungen nicht er-
möglichen, durch die vorerwähnten Massnahmen das Ziel zu erreichen (Art. 19 SöBV). 

6. Entgeht ins Sömmerungsgebiet importierter Hofdünger der Düngerbilanz des Heimbetriebs 

(eine der erforderlichen Bedingungen für den Erhalt der allgemeinen Direktzahlungen), zumal 

die Sömmerungsgebiete nicht in der Landwirtschaftlichen Nutzfläche inbegriffen sind? 

Der ins Sömmerungsgebiet importierte Hofdünger entgeht der Düngerbilanz nicht, er wird als 
Export vom Heimbetrieb ins Sömmerungsgebiet betrachtet. Die exportierte Menge entspricht 
der erteilten Bewilligung. Im Übrigen wird die auf dem Heimbetrieb bewilligte Düngermenge 
entsprechend dem gesömmerten Vieh reduziert. 

25. Juni 2013 


